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1.  AfA bei kürzerer tatsächlicher Nut-
zungsdauer 

 
 
Grundsätzlich gibt der Gesetzgeber vor, welche Ge-
bäude anhand welcher AfA-Sätze über welchen Zeit-
raum abgeschrieben werden dürfen. Es kann aber auch 
sein, dass für ein Gebäude eine kürzere tatsächliche 
Restnutzungsdauer vorliegt. Diese muss der jeweilige 
Steuerpflichtige glaubhaft darlegen können, es muss in 
dem Einzelfall ein konkreter Grund vorliegen.  
 
Der Bestimmung der kürzeren tatsächlichen Nutzungs-
dauer ist eine an der größtmöglichen Wahrscheinlich-
keit orientierte Schätzung zugrunde zu legen. Bei der 
Glaubhaftmachung der kürzeren tatsächlichen Nut-
zungsdauer sind die Steuerpflichtigen in erhöhtem 
Maße zur Mitwirkung verpflichtet, weil die bei der 
Schätzung zu berücksichtigenden Faktoren im Einfluss- 
und Wissensbereich der Steuerpflichtigen liegen. Das 
Schreiben des BMF umfasst noch Ausführungen zu be-
sonderen Betriebsgebäuden und bestimmten Gebäu-
deteilen sowie zu Gebäuden, bei denen die objektiven 
Umstände im Einzelfall eine kürzere tatsächliche Nut-
zungsdauer vermuten lassen.  
 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung sind folgende Krite-
rien für die Schätzung einer kürzeren tatsächlichen Nut-
zungsdauer maßgebend: 
 
a) der technische Verschleiß 

b) die wirtschaftliche Entwertung und 
c) rechtliche Gegebenheiten, welche die Nut-
zungsdauer begrenzen können. 
 
Als Nachweis fordert die Verwaltung die Vorlage eines 
öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen 
für die Bewertung von bebauten und unbebauten 
Grundstücken oder von Personen, die von einer nach 
DIN EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als Sachver-
ständige oder Gutachter zertifiziert sind. 

 
 
2. Veräußerungsgewinne bei Kryptowäh-

rungen sind steuerpflichtig 
 
Der Verkauf bzw. Tausch mit Kryptowährungen stellt 
ein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft 
dar. 
 
Bei Kryptowährungen liegt ein Wirtschaftsgut vor. Ein 
Wirtschaftsgut meint neben Sachen und Rechten auch 
tatsächliche Zustände, Möglichkeiten und Vorteile, de-
ren Erlangung sich der jeweilige Steuerpflichtige etwas 
kosten lässt und die einer gesonderten, selbstständigen 
Bewertung zugänglich sind. Der Eigenschaft als Wirt-
schaftsgut stehen auch technische Details nicht entge-
gen. Es entsteht demnach eine Steuerpflicht auf Veräu-
ßerungsgewinne aus Kryptowährungen wie Bitcoin, 
Etherum oder Monero, wenn diese innerhalb eines Jah-
res gekauft und wieder verkauft werden. 

 
 



3. Firmenwagengestellung bei Schätzung 
des Kraftstoffverbrauchs 

 
Bei der Überlassung eines betrieblichen Pkw von Arbeit-
gebern an Arbeitnehmer zur privaten Nutzung und für 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
liegt eine Bereicherung des Arbeitnehmers vor. Die Be-
reicherung liegt um den Betrag vor, den der Arbeitneh-
mer zusätzlich zum regulären Lohn durch die Überlas-
sung spart. Dafür ist eine Ermittlung des Nutzungsver-
hältnisses entweder durch ein ordnungsgemäßes Fahr-
tenbuch, die 1-%-Regelung oder, bei Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte, durch die 0,03-%-
Regelung notwendig. Für Hybrid- und Elektrofahrzeuge 
gelten besondere Regelungen. 
 
Ein Arbeitgeber hatte an zwei Arbeitnehmer jeweils ei-
nen Pkw überlassen, der auch zu privaten Zwecken ge-
nutzt werden durfte. Für beide Pkw wurde das Verhält-
nis von beruflichen und privaten Fahrten durch ein 
Fahrtenbuch ermittelt. Bei einer Außenprüfung stellte 
das Finanzamt fest, dass der Arbeitgeber für die Berech-
nung des geldwerten Vorteils den Tankverbrauch nach 
Durchschnittswerten bemessen hatte. Das lag daran, 
dass der Arbeitgeber eine betriebseigene Tankstelle be-
saß, die keine Anzeige für Menge und Preis des getank-
ten Kraftstoffs hatte. So eine Schätzung ist laut Finanz-
amt unzulässig. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) unterstützte diese Auffas-
sung. Werden belegmäßig nicht erfasste Kosten des 
überlassenen Pkw geschätzt, ist eine Anwendung der 
Fahrtenbuchmethode nicht zulässig. Ein Fahrtenbuch 
soll das Verhältnis der beruflichen und privaten Fahrten 
ermitteln. Die tatsächlich entstandenen und auch be-
legten Kosten werden dementsprechend aufgeteilt. So-
mit kann eine Schätzung schon vom Gesetzes-Wortlaut 
her nicht erfolgen, auch nicht, wenn ein Sicherheitsauf-
schlag zugrunde gelegt wurde. Belege sind unbedingt 
notwendig. 

 
 
4. Keine anschaffungsnahen Herstellungs-

kosten bei Entnahme aus  
Betriebsvermögen 

 
Steuerpflichtige, die sich ein Gebäude oder eine Woh-
nung kaufen und diese nach der Anschaffung sanieren 
oder renovieren wollen, müssen überprüfen, ob die 
dadurch entstandenen Kosten anschaffungsnahe Her-
stellungskosten darstellen. 
 
Anschaffungsnahe Herstellungskosten sind Aufwen-
dungen, die innerhalb der ersten drei Jahre nach An-
schaffung anfallen und insgesamt 15 % der Anschaf-
fungskosten des Gebäudes (ohne Umsatzsteuer) über-
steigen. Zu den Aufwendungen gehören sowohl Erhal-
tungs- als auch Herstellungskosten, dabei inbegriffen 
sind auch Kosten zur Mängelbeseitigung und Schön-
heitsreparaturen. Maßgebend ist dabei die Ausführung 
der Leistung und nicht der Zeitpunkt der Zahlung. An-
teilig erbrachte Leistungen werden dabei auch nur an-
teilig berücksichtigt. Nicht zu den anschaffungsnahen 
Herstellungskosten gehören Aufwendungen zur 

Erweiterung des Gebäudes sowie regelmäßig anfal-
lende Kosten für Erhaltungsarbeiten. 
 
Wichtig ist die Zuordnung zu den anschaffungsnahen 
Herstellungskosten, wenn das Gebäude bzw. die Woh-
nung zu Vermietungszwecken genutzt wird. Wenn es 
sich bei den Aufwendungen nämlich um anschaffungs-
nahe Herstellungskosten handelt, stellen diese Aufwen-
dungen keine sofort abzugsfähigen Werbungskosten 
dar, sondern werden mit dem Gebäude gleichmäßig 
über die AfA abgeschrieben. Zu der Anschaffung des 
Gebäudes hat der Bundesfinanzhof am 3.5.2022 ent-
schieden, dass es sich nicht um einen Anschaffungsvor-
gang handelt, wenn der Eigentümer des Gebäudes die-
ses vom Betriebs- in das Privatvermögen überführt. Es 
fehlt bei der Überführung die notwendige Gegenleis-
tung. 

 
 
5. Privates Veräußerungsgeschäft bei 

Grundstücksteilung 
 
Das niedersächsische Finanzgericht (FG) entschied am 
20.7.2022 über die Entstehung eines privaten Veräuße-
rungsgeschäfts bei Grundstücksteilungen. Diese wider-
spricht der bisherigen Rechtsprechung und könnte des-
halb große Bedeutung für ähnlich gelagerte Fälle haben, 
da zum Nachteil der Steuerpflichtigen entschieden 
wurde. 
 
Die Steuerpflichtigen, ein Ehepaar, erwarben jeweils 
zur Hälfte ein bebautes Grundstück. Nach einer Sanie-
rung des Gebäudes zogen sie ein und nutzten die ge-
samte Außenfläche als Garten. Als in der Ortschaft wei-
tere Bebauungen geplant wurden, veranlassten sie die 
Teilung ihres eigenen Flurstücks, sodass ein Teil der Au-
ßenfläche von den Steuerpflichtigen veräußert wurde. 
Zwischen Anschaffung des gesamten Grundstücks und 
dem Verkauf des Flurstücks lagen weniger als zehn 
Jahre. Das Finanzamt ging deswegen von sonstigen Ein-
künften im Rahmen eines privaten Veräußerungsge-
schäfts aus.  
 
Der Meinung war auch das FG. Der Verkauf eines Gar-
tengrundstücksteils ist bei weiterhin bestehender 
Wohnnutzung im Übrigen nicht von der Besteuerung als 
privates Veräußerungsgeschäft ausgenommen. In dem 
Moment der Veräußerung des Grundstücksteils und bei 
gleichzeitiger Weiternutzung des Gebäudes dient das 
abgetrennte Grundstück nicht mehr den eigenen 
Wohnzwecken.  
 
Beachten Sie: Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die 
Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzei-
chen IX R 14/22 anhängig. Entsprechende Fälle sind da-
her unbedingt offen zu halten. 

 
 
 
 
 
 

 



6. Privates Veräußerungsgeschäft bei ent-
geltlichem Erwerb des Erbanteils 

 
Ein privates Veräußerungsgeschäft entsteht u. a., wenn 
ein Gebäude gekauft, vermietet und innerhalb von zehn 
Jahren nach der Anschaffung wieder veräußert wird. 
Für den neuen Eigentümer beginnt dann ab dem Zeit-
punkt der Anschaffung eine neue Frist über zehn Jahre. 
Wenn aber der Grundstückseigentümer innerhalb der 
zehn Jahre verstirbt, läuft die bisherige Frist unverän-
dert bei dem Erben weiter (sog. „Fußstapfentheorie“).  
 
Das Finanzgericht (FG) München entschied dazu am 
21.7.2021, dass ein Miterbe, der den Erbteil eines ande-
ren Miterben entgeltlich erwirbt, für diesen Erbteil 
nicht von der Fußstapfentheorie betroffen ist. Erhalten 
zwei Steuerpflichtige von dem Erblasser jeweils den hal-
ben Anteil an einem Grundstück, läuft die Frist des vor-
herigen Eigentümers unverändert weiter. Überträgt 
nun ein Erbe seinen Erbteil gegen Entgelt auf den ande-
ren, beginnt für diesen Anteil eine neue Frist, da eine 
vom Erblasser losgelöste Anschaffung vorliegt.  
 
Dem Wirtschaftsgut können so direkte Anschaffungs-
kosten zugeordnet werden. Anders wäre es, wenn der 
Steuerpflichtige den Anteil unentgeltlich erhalten hätte 
oder aber ein Gemeinschaftsvermögen direkt im Wege 
der Erbauseinandersetzung gänzlich an ihn übergegan-
gen wäre. 
 
Bitte beachten Sie! Das Urteil des FG ist noch nicht 
rechtskräftig. Der Bundesfinanzhof hat die Revision un-
ter dem Aktenzeichen IX R 13/22 zugelassen. 

 
 

 
7.  Veräußerung eines Einfamilienhauses 

nach Scheidung 
 
Dem Bundesfinanzhof (BFH) lag ein Fall vor, bei dem er 
entscheiden musste, ob ein steuerpflichtiges privates 
Veräußerungsgeschäft vorliegt, wenn der seinen Mitei-
gentumsanteil veräußernde Ehegatte nach der Tren-
nung der Eheleute aus dem im Miteigentum stehenden 
Wohnhaus ausgezogen ist, der andere Ehegatte und das 
gemeinsame Kind aber dort wohnen bleiben. 
 
Ein Ehepaar erwarb jeweils zur Hälfte ein Einfamilien-
haus und bewohnte dieses mit dem gemeinsamen Kind. 
Nach einigen Jahren trennte sich das Paar, der Ehe-
mann zog aus und es folgte die Scheidung. Im Rahmen 
einer Scheidungsvereinbarung (zwei Jahre nach Auszug 
des Ehemanns) veräußerte dieser seiner geschiedenen 
Ehefrau seinen Miteigentumsanteil. Obwohl der Ver-
kauf innerhalb der Spekulationsfrist von zehn Jahren 
stattfand, hielt er die Veräußerung für steuerfrei, da 
seine Frau und das Kind in dem Einfamilienhaus woh-
nen blieben und die Eigennutzung damit anscheinend 
nicht beendet wurde.  
 
Für den BFH lag dagegen ein privates Veräußerungsge-
schäft vor, welches der Einkommensteuer zu unterwer-
fen ist, da der Ehemann seinen hälftigen Miteigen-
tumsanteil im Rahmen der Auseinandersetzung nach 

der Ehescheidung an seine Ex-Frau veräußert hat. Der 
Ehemann nutzte seinen Miteigentumsanteil nach dem 
Auszug aus dem Familienheim nicht mehr zu eigenen 
Wohnzwecken, auch wenn der geschiedene Ehepartner 
und das gemeinsame minderjährige Kind weiterhin dort 
wohnen. Eine das Vorliegen eines privaten Veräuße-
rungsgeschäfts ausschließende Zwangslage lag im ent-
schiedenen Fall nicht vor. 

 
 

 
8.  Steuerfreiheit bei Telefonkosten des 

Arbeitnehmers 
 
Das Einkommensteuergesetz regelt, wann Leistungen 
für den Arbeitnehmer steuerfrei sind. Dazu gehören 
auch die Vorteile des Arbeitnehmers aus der privaten 
Nutzung von betrieblichen Datenverarbeitungs- und 
Telekommunikationsgeräten sowie deren Zubehör. 
Diese Vorschrift wurde durch den Bundesfinanzhof 
(BFH) mit Urteil vom 23.11.2022 weiter konkretisiert. 
 
Zu der Steuerfreiheit im Sinne des Einkommensteuer-
gesetzes gehört auch, wenn eine Erstattung von Tele-
fonkosten durch den Arbeitgeber erfolgt und der Ar-
beitnehmer ursprünglich den Mobilfunkvertrag abge-
schlossen hat und der Arbeitgeber das Mobiltelefon zu 
einem vergünstigten Preis von seinem Arbeitnehmer 
erwirbt, um es danach dem Arbeitnehmer zur privaten 
Nutzung zu überlassen. Würde diese Steuerbefreiung 
nicht vorliegen, hätte der Arbeitnehmer die entstande-
nen geldwerten Vorteile aus der Nutzung zu versteuern. 
Der BFH weist in diesem Zusammenhang aber auch 
noch darauf hin, dass dagegen ein Zuschuss des Arbeit-
gebers für einen privaten Telefonanschluss des Arbeit-
nehmers nicht steuerfrei ist. 
 
Die Gesetzesvorschrift soll den Arbeitgebern die Mög-
lichkeit geben, ihren Arbeitnehmern die private Nut-
zung betrieblicher Geräte, wie Computer oder Tele-
kommunikationsgeräte, zu erlauben, ohne dies durch 
den mit der steuerlichen Erfassung des sog. Sachbezugs 
verbundenen Verwaltungsaufwand zu erschweren. 

 
 
9. Dienstwagen-Zuzahlung mindert Ver-

steuerung 
 
Einigen Arbeitnehmern wird durch den Arbeitgeber ein 
Dienstwagen zur Verfügung gestellt. Wenn der Pkw 
auch für private Fahrten oder den Arbeitsweg genutzt 
werden darf, hat der Arbeitnehmer diesen Vorteil ge-
genüber anderen Arbeitnehmern ohne Dienstwagen als 
geldwerten Vorteil zu versteuern. Sollte der Arbeitneh-
mer Zuzahlungen (einmalig zu den Anschaffungskosten 
oder laufend zu den entstehenden Kosten) erbringen, 
mindern diese grundsätzlich den zu versteuernden 
geldwerten Vorteil. 
 
 
Dabei ist es nicht ausschlaggebend, ob der Arbeitneh-
mer direkt an den Arbeitgeber zahlt oder an das Auto-
haus. Die Zuzahlungen werden auf den geldwerten Vor-
teil angerechnet und mindern dadurch die Steuerlast. 



Die Berechnung hängt davon ab, ob eine arbeitsrechtli-
che Vereinbarung über den Zuzahlungszeitraum vor-
liegt oder nicht. 
 
Ohne eine solche Vereinbarung können Einmalzahlun-
gen im Erstjahr vollständig mit dem geldwerten Vorteil 
verrechnet werden. Dabei darf der geldwerte Vorteil 
aber nicht weniger als null Euro betragen. Gegebenen-
falls ist die Zahlung dann noch auf die folgenden Jahre 
zu verteilen.  
Mit einer arbeitsrechtlichen Vereinbarung über einen 
festen Zeitraum ist die Zuzahlung gleichmäßig auf den 
vereinbarten Zeitraum zu verteilen und dementspre-
chend steuerlich zu berücksichtigen. 
 
 

10. Beitragssätze in der Pflegeversicherung 
 
Zum 01.07.2023 wird der gesetzliche Beitragssatz zur 
Pflegeversicherung von derzeit 3,05 % auf 3,4 % erhöht. 
Mit Vorliegen der Elterneigenschaft erhält der Arbeit-
nehmer einen Abschlag. Arbeitnehmer mit mehreren 
Kindern werden ab dem 2. Kind bis zum 5. Kind in Höhe 
von 0,25 Beitragssatzpunkten je Kind entlastet. Der Ab-
schlag gilt bis zum Ende des Monats, in dem das Kind 
jeweils sein 25. Lebensjahr vollendet hat. Danach ent-
fällt der Abschlag für diese Kinder. 
 

Beitrag für Gesamt-
beitrag 

Kinderlose 4,00% 

Eltern mit einem Kind 
(Beitragssatz bleibt lebenslang be-
stehen) 

3,40% 

Eltern mit 2 Kindern 3,15% 

Eltern mit 3 Kindern 2,90% 

Eltern mit 4 Kindern 2,65% 

Eltern mit 5 und mehr Kindern 2,40% 

 

 
11. Bewirtungsaufwand 
 
Um Bewirtungsaufwendungen steuerlich geltend ma-

chen zu können, sind bestimmte Aufzeichnungs-
pflichten zu erfüllen. 

- Datum der Bewirtung 
- Ort der Bewirtung 
- Anlass der Bewirtung 

(Angaben wie „Informationsgespräch“, 
„Besprechung“, … ist nicht ausreichend) 

- bewirtete Personen 
- die in Anspruch genommene Leistung 

(Angabe „Speisen und Getränke“  
  ist nicht ausreichend) 

- Unterschrift Bewirtender 

 
 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informa-
tionsschreiben eine individuelle Bera-
tung nicht ersetzen kann! Trotz sorgfäl-
tiger und gewissenhafter Bearbeitung 
aller Beiträge übernehmen wir keine 
Haftung für den Inhalt. Lassen Sie sich 
beraten! 


